
Art 22 EinigVtr — Finanzvermögen
Einigungsvertrag
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Öffentliches Vermögen von Rechtsträgern in dem in Artikel 3 genannten Gebiet einschließlich des
Grundvermögens und des Vermögens in der Land- und Forstwirtschaft, das nicht unmittelbar bestimmten
Verwaltungsaufgaben dient (Finanzvermögen), ausgenommen Vermögen der Sozialversicherung,
unterliegt, soweit es nicht der Treuhandanstalt übertragen ist, oder durch Gesetz gemäß § 1 Abs. 1 Sätze
2 und 3 des Treuhandgesetzes Gemeinden, Städten oder Landkreisen übertragen wird, mit
Wirksamwerden des Beitritts der Treuhandverwaltung des Bundes. Soweit Finanzvermögen überwiegend
für Aufgaben des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit/des Amtes für Nationale Sicherheit
genutzt wurde, steht es der Treuhandanstalt zu, es sei denn, daß es nach dem 1. Oktober 1989 bereits
neuen sozialen oder öffentlichen Zwecken zugeführt worden ist. Durch Bundesgesetz ist das
Finanzvermögen auf den Bund und die in Artikel 1 genannten Länder so aufzuteilen, daß der Bund und
die in Artikel 1 genannten Länder je die Hälfte des Vermögensgesamtwerts erhalten. An dem
Länderanteil sind die Gemeinden (Gemeindeverbände) angemessen zu beteiligen. Vermögenswerte, die
hiernach der Bund erhält, sind zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben in dem in Artikel 3 genannten Gebiet
zu verwenden. Die Verteilung des Länderanteils auf die einzelnen Länder soll grundsätzlich so erfolgen,
daß das Verhältnis der Gesamtwerte der den einzelnen Ländern übertragenen Vermögensteile dem
Verhältnis der Bevölkerungszahlen dieser Länder mit Wirksamwerden des Beitritts ohne
Berücksichtigung der Einwohnerzahl von Berlin (West) entspricht. Artikel 21 Abs. 3 ist entsprechend
anzuwenden.

(2) Bis zu einer gesetzlichen Regelung wird das Finanzvermögen von den bisher zuständigen Behörden
verwaltet, soweit nicht der Bundesminister der Finanzen die Übernahme der Verwaltung durch Behörden
der Bundesvermögensverwaltung anordnet.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Gebietskörperschaften gewähren sich untereinander auf
Verlangen Auskunft über und Einsicht in Grundbücher, Grundakten und sonstige Vorgänge, die Hinweise
zu Vermögenswerten enthalten, deren rechtliche und tatsächliche Zuordnung zwischen den
Gebietskörperschaften ungeklärt oder streitig ist.

(4) Absatz 1 gilt nicht für das zur Wohnungsversorgung genutzte volkseigene Vermögen, das sich in
Rechtsträgerschaft der volkseigenen Betriebe der Wohnungswirtschaft befindet. Gleiches gilt für
volkseigenes Vermögen, für das bereits konkrete Ausführungsplanungen für Objekte der
Wohnungsversorgung vorliegen. Dieses Vermögen geht mit Wirksamwerden des Beitritts mit
gleichzeitiger Übernahme der anteiligen Schulden in das Eigentum der Kommunen über. Die Kommunen
überführen ihren Wohnungsbestand unter Berücksichtigung sozialer Belange schrittweise in eine
marktwirtschaftliche Wohnungswirtschaft. Dabei soll die Privatisierung auch zur Förderung der Bildung
individuellen Wohneigentums beschleunigt durchgeführt werden. Hinsichtlich des volkseigenen
Wohnungsbestandes staatlicher Einrichtungen, soweit dieser nicht bereits unter Artikel 21 fällt, bleibt
Absatz 1 unberührt.
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